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Allgemeine Lieferbedingungen zur Verwendung gegenüber Unternehmern 

 

§ 1 Geltung 

1. Diese Liefer- und Verkaufsbedingungen (nachfolgend „AGB“) stellen die ausschließli-

che Grundlage für sämtliche Verträge der castus GmbH & Co KG (nachfolgend auch 

„Verkäufer“ oder „castus“ genannt) mit deren Vertragspartnern (nachfolgend auch 

„Auftraggeber“ genannt) über die von castus angebotenen Lieferungen oder Leistun-

gen dar, unabhängig davon, ob castus die Waren selbst herstellt oder bei Zulieferern 

einkauft (§ 433 BGB, § 651 BGB). Sie gelten auch für alle zukünftigen Lieferungen, 

Leistungen oder Angebote an den Auftraggeber, selbst wenn sie nicht nochmals ge-

sondert vereinbart werden. Die AGB gelten nur gegenüber Unternehmern i. S. d. § 

310 Abs. 1 BGB.  

2. Abweichende Bedingungen des Auftraggebers oder Dritter werden nicht anerkannt, 

auch wenn der Verkäufer ihrer Geltung im Einzelfall nicht gesondert widerspricht. 

Selbst wenn der Verkäufer auf ein Schreiben Bezug nimmt, das Geschäftsbedingun-

gen des Auftraggebers oder eines Dritten enthält oder auf solche verweist oder in 

Kenntnis Bedingungen des Auftraggebers die Lieferung vorbehaltlos ausführt, liegt 

darin kein Einverständnis mit der Geltung jener Geschäftsbedingungen. 

3. Alle Vereinbarungen zwischen Verkäufer und Auftraggeber sind in den schriftlichen 

Vertragsunterlagen sowie diesen AGB abschließend geregelt; mündliche Nebenab-

reden bestehen nicht. 

 

§ 2 Angebot und Vertragsabschluss 

1. Angebote des Verkäufers sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht aus-

drücklich anders gekennzeichnet sind. Bestellungen oder Aufträge kann der Verkäu-

fer innerhalb von vierzehn Tagen nach Zugang annehmen. 

2. Ergänzungen und Abänderungen des Vertrages einschließlich dieser AGB bedürfen 

der Schriftform. Dies gilt auch für die Änderung des Schriftformerfordernisses selbst. 

Zur Wahrung der Schriftform genügt die telekommunikative Übermittlung, insbeson-

dere per Telefax oder per E-Mail, sofern die Kopie der unterschriebenen Erklärung 

übermittelt wird. 

3. Angaben des Verkäufers zum Vertragsgegenstand (z. B. Gewichte, Maße, Ge-

brauchswerte, Belastbarkeit, Toleranzen und technische Daten) sowie Darstellungen 
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desselben (z. B. Zeichnungen, Abbildungen) sind nur annähernd maßgeblich, soweit 

nicht die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck eine genaue Überein-

stimmung voraussetzt. Sie sind keine garantierten Beschaffenheitsmerkmale, son-

dern Beschreibungen oder Kennzeichnungen der Lieferung oder Leistung. Handels-

übliche Abweichungen und Abweichungen, die aufgrund rechtlicher Vorschriften er-

folgen oder technische Verbesserungen darstellen, sowie die Ersetzung von Bautei-

len durch gleichwertige Teile sind zulässig, soweit sie die Verwendbarkeit zum ver-

traglich vorgesehenen Zweck nicht beeinträchtigen. 

4. An Know-how, Zeichnungen, Abbildungen, Berechnungen, Prospekten, Katalogen, 

Modellen, Werkzeugen und sonstigen Unterlagen und Hilfsmitteln sowie an Unterla-

gen, die als „vertraulich“ bezeichnet sind, behält sich der Verkäufer Eigentums- und 

Urheberrechte vor. Insbesondere hinsichtlich des erwähnten Know-how ist von einer 

besonderen Vertraulichkeit auszugehen. Die Weitergabe, Zugänglichmachung, Be-

kanntgabe sowie Nutzung oder Vervielfältigung der in S. 1 genannten Unterlagen o-

der Informationen durch den Auftraggeber oder Dritte bedarf der ausdrücklichen vor-

herigen Zustimmung des Verkäufers.  

 

§ 3 Preise und Zahlung 

1. Die Preise gelten für den in den Auftragsbestätigungen aufgeführten Leistungs- und 

Lieferungsumfang. Mehr- oder Sonderleistungen werden gesondert berechnet. Die 

Preise verstehen sich in EURO ab Werk zuzüglich Verpackung und ggf. Versand, der 

Mehrwertsteuer in der zum Zeitpunkt der Rechnungslegung geltenden Höhe, bei Ex-

portlieferungen Zoll sowie Gebühren und anderer öffentlicher Abgaben. 

2. Sofern sich aus der Auftragsbestätigung nichts anderes ergibt, ist der Kaufpreis ohne 

Abzug innerhalb von 30 Tagen ab Rechnungsdatum zur Zahlung fällig. Für Inlands-

geschäfte gewährt der Verkäufer bei Zahlung innerhalb von 14 Tagen 2 % Skonto. 

Maßgebend für das Datum der Zahlung ist der Eingang beim Verkäufer. Die Zahlung 

per Scheck ist ausgeschlossen, sofern sie nicht im Einzelfall gesondert vereinbart 

wird. Ab dem Tag der Fälligkeit erfolgt eine Verzinsung i. H. v. 5 % p. a.; die Gel-

tendmachung höherer Zinsen und weiterer Schäden im Falle des Verzugs bleibt un-

berührt. 

3. Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des Auftraggebers oder die Zurückbehaltung 

von Zahlungen wegen solcher Ansprüche ist nur zulässig, soweit die Gegenansprü-

che unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind; zudem muss bei Ausübung eines 
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Zurückbehaltungsrecht der Gegenanspruch auf dem gleichen Vertragsverhältnis be-

ruhen.  

§ 4 Lieferung und Lieferzeit 

1. Vom Verkäufer in Aussicht gestellte Fristen und Termine für Lieferungen und Leis-

tungen sind unverbindlich, wenn nicht ausdrücklich eine verbindliche Frist oder ein 

fester Termin zugesagt wurde. Bei vereinbartem Versendungskauf ist insoweit frist-

wahrend auf den Zeitpunkt der Übergabe an den Spediteur, Frachtführer oder sonst 

mit dem Transport beauftragten Dritten abzustellen. 

2. Der Verkäufer haftet nicht für Unmöglichkeit der Lieferung oder für Lieferverzögerun-

gen, soweit diese durch höhere Gewalt oder sonstige, zum Zeitpunkt des Vertrags-

abschlusses nicht vorhersehbare Ereignisse (z. B. Betriebsstörungen aller Art, 

Schwierigkeiten in der Material- oder Energiebeschaffung, Transportverzögerungen, 

Streiks, rechtmäßige Aussperrungen, Mangel an Arbeitskräften, Energie oder Roh-

stoffen, Schwierigkeiten bei der Beschaffung von notwendigen behördlichen Geneh-

migungen, behördliche Maßnahmen oder die ausbleibende, nicht richtige oder nicht 

rechtzeitige Belieferung durch Lieferanten) verursacht worden sind, die der Verkäufer 

nicht zu vertreten hat. Sofern solche Ereignisse dem Verkäufer die Lieferung oder 

Leistung wesentlich erschweren oder unmöglich machen und die Behinderung nicht 

nur von vorübergehender Dauer ist, ist der Verkäufer zum Rücktritt vom Vertrag be-

rechtigt. Bei vorübergehenden Hindernissen verlängern sich die Liefer- oder Leis-

tungsfristen oder verschieben sich die Liefer- oder Leistungstermine um den Zeitraum 

der Behinderung zuzüglich einer angemessenen Anlauffrist. Soweit dem Auftragge-

ber infolge der Verzögerung die Abnahme der Lieferung oder Leistung nicht zuzumu-

ten ist, kann er durch unverzügliche schriftliche Erklärung gegenüber dem Verkäufer 

vom Vertrag zurücktreten. 

3. Der Verkäufer ist zu Teillieferungen berechtigt, wenn 

a) die Teillieferung für den Auftraggeber im Rahmen des vertraglichen Bestimmungs-

zwecks verwendbar ist, 

b) die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt ist und 

c) dem Auftraggeber hierdurch kein erheblicher Mehraufwand oder zusätzliche Kosten 

entstehen (es sei denn, der Verkäufer erklärt sich zur Übernahme dieser Kosten 

bereit). 

4. Der Eintritt des Lieferverzuges bestimmt sich nach Gesetz. In jedem Fall ist aber eine 

Mahnung durch den Auftraggeber erforderlich. Gerät der Verkäufer mit einer Liefe-
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rung oder Leistung in Verzug oder wird ihm eine Lieferung oder Leistung, gleich aus 

welchem Grunde, unmöglich, so ist die Haftung des Verkäufers auf Schadensersatz 

nach Maßgabe des § 6 dieser AGB beschränkt. 

 

§ 5 Erfüllungsort, Versand, Verpackung, Gefahrübergang, Abnahme, Annahmeverzug 

1. Lieferungen erfolgen ab Werk. Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus dem Ver-

tragsverhältnis ist der Sitz des Verkäufers, soweit nichts anderes bestimmt ist. Erfül-

lungsort für etwa geschuldete Installationen ist der Ort, an dem die Installation zu er-

folgen hat. 

2. Auf Verlangen und Kosten des Auftraggebers wird die Ware an einen anderen Be-

stimmungsort versandt (Versendungskauf). Versandart, Auswahl des Transportunter-

nehmens, Verpackung etc. liegen im pflichtgemäßen Ermessen des Verkäufers. 

3. Die Gefahr geht spätestens mit der Übergabe des Liefergegenstandes an den Spedi-

teur, Frachtführer oder sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten Dritten auf 

den Auftraggeber über; maßgeblich ist insoweit auf den Beginn des Verladevorgangs 

abzustellen. Dies gilt auch dann, wenn Teillieferungen erfolgen oder der Verkäufer 

noch andere Leistungen (z. B. Versand oder Installation) übernommen hat. Im Falle 

vom Auftraggeber zu vertretender Verzögerung von Versand oder Übergabe, geht die 

Gefahr zu dem Zeitpunkt über, in dem die Ware versandbereit ist und der Verkäufer 

dies dem Auftraggeber angezeigt hat.  

4. Gerät der Auftraggeber in Annahmeverzug oder verzögert sich die Lieferung aus vom 

Auftraggeber zu vertretenden Gründen, ist der Verkäufer berechtigt, anfallende La-

gerkosten in Höhe von 0,25 % des Rechnungsbetrages der zu lagernden Lieferge-

genstände pro abgelaufener Woche erstattet zu verlangen. Die Geltendmachung und 

der Nachweis weiterer oder geringerer Lagerkosten sowie darüberhinausgehende 

gesetzliche Ansprüche bleiben vorbehalten. 

5. Die Sendung wird vom Verkäufer nur auf ausdrücklichen Wunsch des Auftraggebers 

und auf dessen Kosten gegen Diebstahl, Bruch-, Transport-, Feuer- und Wasser-

schäden oder sonstige versicherbare Risiken versichert. 

6. Soweit eine Abnahme stattzufinden hat, ist diese für den Gefahrübergang maßgeb-

lich; die Kaufsache gilt als abgenommen, wenn 

a) die Lieferung und, sofern der Verkäufer auch die Installation schuldet, die Installati-

on abgeschlossen ist, 
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b) der Verkäufer dies dem Auftraggeber unter Hinweis auf diese Abnahmefiktion mit-

geteilt und ihn zur Abnahme aufgefordert hat, 

c) seit der Lieferung oder Installation zehn Werktage vergangen sind oder der Auf-

traggeber mit der Nutzung der Kaufsache begonnen hat (z. B. die gelieferte Anlage 

in Betrieb genommen hat) und in diesem Fall seit Lieferung oder Installation fünf 

Werktage vergangen sind und 

d) der Auftraggeber die Abnahme innerhalb dieses Zeitraums aus einem anderen 

Grund als wegen eines dem Verkäufer angezeigten Mangels, der die Nutzung der 

Kaufsache unmöglich macht oder wesentlich beeinträchtigt, unterlassen hat. 

 

§ 6 Gewährleistung, Mängelrechte des Auftraggebers 

1. Mängelrechte des Auftraggebers setzen voraus, dass dieser seinen nach § 377 HGB 

geschuldeten Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten ordnungsgemäß nachge-

kommen ist.  

2. Soweit ein Mangel der Kaufsache vorliegt, ist der Auftraggeber nach Wahl des Ver-

käufers zur Nacherfüllung in Form einer Mangelbeseitigung oder zur Lieferung einer 

neuen mangelfreien Sache berechtigt. Im Fall der Mangelbeseitigung oder der Er-

satzlieferung ist der Verkäufer verpflichtet, alle zum Zweck der Nacherfüllung erfor-

derlichen Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkos-

ten zu tragen, soweit sich diese nicht dadurch erhöhen, dass die Ware nach einem 

anderen Ort als dem Erfüllungsort verbracht wurde. Schlägt die Nacherfüllung fehl, so 

ist der Auftraggeber nach seiner Wahl berechtigt, Rücktritt oder Minderung zu verlan-

gen. 

3. Die Haftung des Verkäufers auf Schadensersatz, gleich aus welchem Rechtsgrund, 

insbesondere aus Unmöglichkeit, Verzug, mangelhafter oder falscher Lieferung, Ver-

tragsverletzung, Verletzung von Pflichten bei Vertragsverhandlungen und unerlaubter 

Handlung ist, soweit es dabei jeweils auf ein Verschulden ankommt, nach Maßgabe 

dieses § 6 eingeschränkt. 

4. Der Verkäufer haftet nicht im Falle einfacher Fahrlässigkeit seiner Organe, gesetzli-

chen Vertreter, Angestellten oder sonstigen Erfüllungsgehilfen, soweit es sich nicht 

um eine Verletzung vertragswesentlicher Pflichten handelt. Vertragswesentlich sind 

die Verpflichtung zur rechtzeitigen Lieferung und Installation des Liefergegenstands, 

dessen Freiheit von Rechtsmängeln sowie solchen Sachmängeln, die seine Funkti-

onsfähigkeit oder Gebrauchstauglichkeit mehr als nur unerheblich beeinträchtigen, 
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sowie Beratungs-, Schutz- und Obhutspflichten, die dem Auftraggeber die vertrags-

gemäße Verwendung des Liefergegenstands ermöglichen sollen oder den Schutz 

von Leib oder Leben von Personal des Auftraggebers oder den Schutz von dessen 

Eigentum vor erheblichen Schäden bezwecken. 

5. Soweit der Verkäufer gemäß § 6 Abs. 4 dem Grunde nach auf Schadensersatz haf-

tet, ist diese Haftung auf Schäden begrenzt, die der Verkäufer bei Vertragsschluss 

als mögliche Folge einer Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder die er bei An-

wendung verkehrsüblicher Sorgfalt hätte voraussehen müssen. Mittelbare Schäden 

und Folgeschäden, die Folge von Mängeln des Liefergegenstands sind, sind außer-

dem nur ersatzfähig, soweit solche Schäden bei bestimmungsgemäßer Verwendung 

des Liefergegenstands typischerweise zu erwarten sind. 

6.  Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -beschränkungen gelten in gleichem 

Umfang zugunsten der Organe, gesetzlichen Vertreter, Angestellten und sonstigen 

Erfüllungsgehilfen des Verkäufers. 

7. Soweit der Verkäufer technische Auskünfte gibt oder beratend tätig wird und diese 

Auskünfte oder Beratung nicht zu dem von ihm geschuldeten, vertraglich vereinbar-

ten Leistungsumfang gehören, geschieht dies unentgeltlich und unter Ausschluss jeg-

licher Haftung. 

8. Die Einschränkungen dieses § 6 gelten nicht für die Haftung des Verkäufers wegen 

vorsätzlichen Verhaltens, für garantierte Beschaffenheitsmerkmale, wegen Verlet-

zung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder nach dem Produkthaf-

tungsgesetz. Ebenso bleibt ie Haftung wegen schuldhafter Verletzung des Lebens, 

des Körpers oder der Gesundheit bleibt unberührt; dies gilt auch für die zwingende 

Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz. 

9. Soweit nicht vorstehend etwas Abweichendes geregelt, ist die Haftung ausgeschlos-

sen. 

10. Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt 12 Monate, gerechnet ab Gefah-

renübergang. Diese Frist gilt nicht für Schadensersatzansprüche des Auftraggebers 

aus der Verletzung von Leib, Leben und Gesundheit oder aus vorsätzlichen oder 

grob fahrlässigen Pflichtverletzungen des Verkäufers oder seiner Erfüllungsgehilfen, 

welche jeweils nach den gesetzlichen Vorschriften verjähren. 

11. Die Verjährungsfrist im Fall eines Lieferregresses nach den §§ 478, 479 BGB bleibt 

unberührt; sie beträgt fünf Jahre, gerechnet ab Ablieferung der mangelhaften Sache. 
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§ 7 Gesamthaftung 

1. Eine weitergehende Haftung auf Schadensersatz als in § 6 vorgesehen, ist – ohne 

Rücksicht auf die Rechtsnatur des geltend gemachten Anspruchs – ausgeschlossen. 

Dies gilt insbesondere für Schadensersatzansprüche aus Verschulden bei Vertrags-

abschluss, wegen sonstiger Pflichtverletzungen oder wegen deliktischer Ansprüche 

auf Ersatz von Sachschäden gemäß § 823 BGB. 

2. Die Begrenzung nach Ziff. 1 gilt auch, soweit der Auftraggeber anstelle eines An-

spruchs auf Ersatz des Schadens, statt der Leistung Ersatz nutzloser Aufwendungen 

verlangt. 

3. Soweit die Schadensersatzhaftung gegenüber dem Verkäufer ausgeschlossen oder 

eingeschränkt ist, gilt dies auch im Hinblick auf die persönliche Schadensersatzhaf-

tung dessen Angestellten, Arbeitnehmer, Mitarbeiter, Vertreter und Erfüllungsgehil-

fen. 

 

§ 8 Eigentumsvorbehalt 

1. Der nachfolgend vereinbarte Eigentumsvorbehalt dient der Sicherung aller jeweils 

bestehenden derzeitigen und künftigen Forderungen des Verkäufers gegen den Auf-

traggeber aus der zwischen den Vertragspartnern bestehenden Lieferbeziehung.  

2. Die vom Verkäufer an den Auftraggeber gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen 

Bezahlung aller gesicherten Forderungen Eigentum des Verkäufers. Die Ware sowie 

die nach den nachfolgenden Bestimmungen an ihre Stelle tretende, vom Eigentums-

vorbehalt erfasste Ware wird nachfolgend „Vorbehaltsware“ genannt. 

3. Der Auftraggeber verwahrt die Vorbehaltsware unentgeltlich für den Verkäufer. Er ist 

verpflichtet, die Ware pfleglich zu behandeln und diese auf eigene Kosten gegen 

Feuer-, Wasser- und Diebstahlsschäden ausreichend zu versichern. Etwa erforderli-

che Wartungs- und Inspektionsarbeiten muss der Auftraggeber rechtzeitig und auf 

eigene Kosten durchführen.  

4. Der Auftraggeber ist berechtigt, die Vorbehaltsware bis zum Eintritt des Verwertungs-

falls (Absatz 9) im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr zu verarbeiten und zu ver-

äußern. Verpfändungen und Sicherungsübereignungen sind unzulässig. 

5. Wird die Vorbehaltsware vom Auftraggeber verarbeitet, so erfolgt die Verarbeitung 

im Namen und für Rechnung des Verkäufers als Hersteller und der Verkäufer erwirbt 
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unmittelbar das Eigentum oder – wenn die Verarbeitung aus Stoffen mehrerer Eigen-

tümer erfolgt oder der Wert der verarbeiteten Sache höher ist als der Wert der Vor-

behaltsware – das Miteigentum (Bruchteilseigentum) an der neu geschaffenen Sa-

che im Verhältnis des Werts der Vorbehaltsware zum Wert der neu geschaffenen 

Sache. Für den Fall, dass kein solcher Eigentumserwerb beim Verkäufer eintreten 

sollte, überträgt der Auftraggeber bereits jetzt sein künftiges Eigentum oder – im o. g. 

Verhältnis – Miteigentum an der neu geschaffenen Sache zur Sicherheit an den Ver-

käufer.  

6. Wird die Vorbehaltsware mit anderen, nicht dem Verkäufer gehörenden Gegenstän-

den untrennbar vermischt oder zu einer einheitlichen Sache verbunden, so erwirbt 

der Verkäufer das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis gem. Abs. 5 S. 1. 

Erfolgt die Verbindung bzw. Vermischung in der Weise, dass die Sache des Auftrag-

gebers als Hauptsache anzusehen ist, gilt als vereinbart, dass der Auftraggeber dem 

Verkäufer anteiliges Miteigentum überträgt. Der Auftraggeber verwahrt das so ent-

standene Allein- oder Miteigentum für den Verkäufer.  

7. Im Fall der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware tritt der Auftraggeber bereits jetzt 

sicherungshalber die hieraus entstehende Forderung gegen den Erwerber an den 

Verkäufer ab. Bei Miteigentum des Verkäufers an der Vorbehaltsware erfolgt die Ab-

tretung anteilig entsprechend des Miteigentumsanteils.  Gleiches gilt für sonstige 

Forderungen, die an die Stelle der Vorbehaltsware treten oder sonst hinsichtlich der 

Vorbehaltsware entstehen, wie z. B. Versicherungsansprüche oder Ansprüche aus 

unerlaubter Handlung bei Verlust oder Zerstörung. Zur Einziehung der abgetretenen 

Forderung bleibt der Auftraggeber widerruflich ermächtigt; die Befugnis des Verkäu-

fers, die Forderung selbst einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. Der Verkäufer ver-

pflichtet sich jedoch, hiervon abzusehen, solange der Auftraggeber seinen Zahlungs-

verpflichtungen aus den vereinnahmten Erlösen nachkommt, nicht in Zahlungsver-

zug gerät und insbesondere kein Antrag auf Eröffnung eines Vergleichs- oder Insol-

venzverfahrens gestellt ist oder Zahlungseinstellung vorliegt. Ist dies der Fall, kann 

der Verkäufer verlangen, dass der Auftraggeber ihm die abgetretenen Forderungen 

und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, 

die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Dritten) die Abtre-

tung mitteilt.  

8. Greifen Dritte auf die Vorbehaltsware zu, insbesondere durch Pfändung, wird der 

Auftraggeber sie unverzüglich auf das Eigentum des Verkäufers hinweisen und den 

Verkäufer hierüber informieren, um ihm die Durchsetzung seiner Eigentumsrechte, 
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insbesondere Klage gem. § 771 ZPO, zu ermöglichen. Sofern der Dritte nicht in der 

Lage ist, dem Verkäufer die in diesem Zusammenhang entstehenden gerichtlichen 

oder außergerichtlichen Kosten zu erstatten, haftet hierfür der Auftraggeber dem 

Verkäufer. 

9. Der Verkäufer wird die Vorbehaltsware sowie die an ihre Stelle tretenden Sachen 

oder Forderungen freigeben, soweit ihr Wert die Höhe der gesicherten Forderungen 

um mehr als 50 % übersteigt. Die Auswahl der danach freizugebenden Gegenstände 

liegt beim Verkäufer. 

10. Tritt der Verkäufer bei vertragswidrigem Verhalten des Auftraggebers – insbesondere 

Zahlungsverzug – vom Vertrag zurück (Verwertungsfall), ist er berechtigt, die Vorbe-

haltsware heraus zu verlangen sowie die Einzugsermächtigung nach Abs. 6 zu wi-

derrufen.  

 

§ 9 Schlussbestimmungen 

1. Ist der Auftraggeber Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder 

ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder hat er in der Bundesrepublik 

Deutschland keinen allgemeinen Gerichtsstand, so ist Gerichtsstand für alle etwaigen 

Streitigkeiten aus der Geschäftsbeziehung zwischen dem Verkäufer und dem Auf-

traggeber nach Wahl des Verkäufers Biberach an der Riß oder der Sitz des Auftrag-

gebers. Für Klagen gegen den Verkäufer ist in diesen Fällen jedoch Biberach an der 

Riß ausschließlicher Gerichtsstand. Zwingende gesetzliche Bestimmungen über aus-

schließliche Gerichtsstände bleiben von dieser Regelung unberührt. 

2. Die Beziehungen zwischen dem Verkäufer und dem Auftraggeber unterliegen aus-

schließlich dem Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-

Kaufrechts (CISG). 

3. Soweit der Vertrag oder diese Allgemeinen Lieferbedingungen Regelungslücken ent-

halten, gelten zur Ausfüllung dieser Lücken diejenigen rechtlich wirksamen Regelun-

gen als vereinbart, welche die Vertragspartner nach den wirtschaftlichen Zielsetzun-

gen des Vertrages und dem Zweck dieser Allgemeinen Lieferbedingungen vereinbart 

hätten, wenn sie die Regelungslücke gekannt hätten. Die Wirksamkeit der übrigen 

Bedingungen wird hierdurch nicht berührt.  

 

 


